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Verordnung 


über die Sozialverfiherung der deutſchen Staatsangehörigen im Generalgouvernement für die 
beſetzten polniſchen Gebiete. 


Vom 17. Juni 1940 *). 


Auf Grund des Abſchnitts II des Erlaſſes des 
Führers über die Bildung eines Miniſterrats für 
die Reichsverteidigung vom 30. Auguſt 1939 
(Reichsgeſetzbl. I S. 1539) und des § 5 Abſ. 1 des 
Erlaſſes des Führers und Reichskanzlers über die 
Verwaltung der beſetzten polniſchen Gebiete vom 
12. Oktober 1939 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 2077) ver⸗ 
ordnet der Miniſterrat für die Reichsverteidigung 
mit Geſetzeskraft: 


Abſchnitt ! 
Allgemeines 
81 
(1) Für die Beſchäftigung von deutſchen Staats⸗ 
angehörigen im Generalgouvernement für die be⸗ 
ſetzten polniſchen Gebiete gelten die Vorſchriften 
der Reichsverſicherung mit den ſich aus den fol⸗ 
genden Vorſchriften ergebenden Abweichungen. 
(2) Der Arbeitsloſenverſicherung unterliegen die 
im Abſ. 1 genannten Beſchäftigungen nicht. 


Abſchnitt II 
Krankenverſicherung 
82 
(1) Träger der Krankenverſicherung für die im 
§ 1 Abſ. 1 genannten Beſchäftigten, die nicht in 
einem Betriebe beſchäftigt ſind, für den im Reich 
eine Betriebskrankenkaſſe errichtet iſt oder der nach 
deutſchem Recht knappſchaftlich wäre (8 2 des 
Reichsknappſchaftsgeſetzes), iſt die Allgemeine 
Ortskrankenkaſſe Kattowitz. Zur Durchführung der 
Krankenverſicherung im Generalgouvernement für 
die beſetzten polniſchen Gebiete wird von ihr eine 
Sektion in Krakau errichtet. Mit Zuſtimmung des 


Reichsarbeitsminiſters und des Generalgouver— 
neurs für die beſetzten polniſchen Gebiete können 
weitere Sektionen im Generalgouvernement für 
die beſetzten polniſchen Gebiete errichtet werden. 
Die für die Sektion zu erlaſſende Satzung bedarf 
der Zuſtimmung des Reichsarbeitsminiſters. 

(2) Für Beſchäftigte in Betrieben, für die im 
Reich eine Betriebskrankenkaſſe errichtet iſt, wird 
die Krankenverſicherung von der Betriebskranken⸗ 
kaſſe durchgeführt; für Beſchäftigte der Oſtbahnen 
iſt die Reichsbahnbetriebskrankenkaſſe und für Be⸗ 
ſchäftigte der Deutſchen Poſt Oſten die Poſt— 
betriebskrankenkaſſe in Breslau — Abteilung für 
die Oſtgebiete — zuſtändig. 

(3) Für Beſchäftigte in Betrieben, die nach 
deutſchem Recht knappſchaftlich wären, wird die 
Krankenverſicherung von der Oberſchleſiſchen 
Knappſchaft in Gleiwitz durchgeführt. 

(4) Für Beſchäftigte, die bis zur Aufnahme der 
im S 1 Abſ. 1 genannten Beſchäftigung einer deut⸗ 
ſchen Erſatzkaſſe angehört haben, gilt 8 4 Abſ. 1 
der Zwölften Verordnung in der Faſſung der 
Fünfzehnten Verordnung zum Aufbau der Sozial— 
verſicherung vom 1. April 1937 (Reichsgeſetzbl.! 
S. 439) entſprechend. 

(5) Der Reichsarbeitsminiſter kann 
auch Abweichendes, beſtimmen. 


§ 3 
(1) Die Sachleiſtungen der Krankenverſicherung 
werden, ſoweit ſie nicht von den zuſtändigen deut⸗ 
ſchen Trägern der Krankenverſicherung ſelbſt ger 
währt werden können, auf deren Erſuchen von den 
Dienſtſtellen und Einrichtungen der Wehrmacht 


Näheres, 


*) Die Verordnung iſt in Nr. 113 S. 908 des Teiles I des Reichsgeſetzblattes abgedruckt. Die Nr. 113 trägt das Ausgabedatum vom 


26, Juni 1940. 
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und des Generalgouverneurs für die beſetzten pol- 
niſchen Gebiete und von den Sozialverſicherungs⸗ 
kaſſen im Generalgouvernement für die beſetzten 
polniſchen Gebiete nach Möglichkeit durch deutſche 
Arzte gewährt. Die Sozialverſicherungskaſſen ſind 
auch verpflichtet, auf Erſuchen der zuſtändigen 
deutſchen Träger der Krankenverſicherung ſonſtige 
Leiſtungen der Krankenverſicherung zu gewähren. 

(2) Die durch die Gewährung von Leiſtungen 
der Krankenverſicherung den im Abj. 1 genannten 
Stellen entſtehenden Koſten ſind von dem zuſtän⸗ 
digen deutſchen Träger der Krankenverſicherung zu 
erſtatten. Soweit die Krankenhilfe von Dienſt⸗ 
ſtellen oder Einrichtungen der Wehrmacht oder 
des Generalgouverneurs für die beſetzten polniſchen 
Gebiete gewährt wird, iſt auf die Erſtattung § 3 
der Verordnung über die Krankenverſicherung im 
Ausland vom 26. Oktober 1939 (Reichsgeſetzbl.! 
S. 2175) ſinngemäß anzuwenden. Für die Erſtat⸗ 
tung der Koſten an die Sozialverſicherungskaſſen 
gilt $ 13 ULI. 1 Satz 2 dieſer Verordnung. 


84 
Verſicherungszeiten, die von den im 8 1 Abi. 1 
genannten Beſchäftigten bei einem Verſicherungs⸗ 
träger im Gebiet des ehemaligen polniſchen Staa⸗ 
tes zurückgelegt ſind, gelten als Verſicherungs⸗ 
zeiten nach der Reichsverſicherungsordnung. 


Abſchnitt III 
Unfallverſicherung 
8 5 


(I) Für die im S 1 Abſ. 1 genannten Beſchäf⸗ 
tigten gelten die Vorſchriften der Reichsunfall⸗ 
verſicherung nur, 


a) wenn ſie bei dem Amt des Generalgouver— 
neurs für die beſetzten polniſchen Gebiete oder 
einer ihm nachgeordneten Behörde (Dienſt⸗ 
ſtelle) oder im Auftrag oder auf Veran- 
laſſung einer dieſer Stellen beſchäftigt ſind, 


wenn ſie im Auftrag oder auf Veranlaſſung 
einer deutſchen Behörde (Dienſtſtelle), die im 
Reichsgebiet ihren Sitz hat, beſchäftigt ſind 
e) wenn der im Generalgouvernement für die 
beſetzten polniſchen Gebiete gelegene Betrieb 
oder Betriebsteil, in dem die Beſchäftigung 
ausgeübt wird, zu einem Unternehmen ge⸗ 
hört, das ſeinen Sitz im Reichsgebiet hat. 
bn Der Reichsarbeitsminiſter kann im Einver- 
nehmen mit dem Generalgouverneur für die be⸗ 
ſetzten polniſchen Gebiete die Reichsunfallverſiche⸗ 
rung im Generalgouvernement für die beſetzten 
polniſchen Gebiete auf weitere Perſonengruppen 
ausdehnen. 


b 


— 


8 6 
Die Unfallverſicherung wird durchgeführt in den 
Fällen 


des § 5 Abſ. 1 Buchſt. a 


durch die Reichsausführungsbehörde für Un- 
fallverſicherung in Berlin, für den Ge- 
ſchäftsbereich der Oſtbahnen durch die Aus⸗ 
führungsbehörde für die Unfallverſicherung 
der Deutſchen Reichsbahn in Berlin und für 
den Geſchäftsbereich der Deutſchen Poſt Oſten 
durch das Amt für Anfallverſicherung der 
Deutſchen Reichspoſt in Dresden, 


des $ 5 Abſ. 1 Buchſt. b 
durch die für die beauftragende oder veran- 
laſſende Behörde (Dienſtſtelle) nach den all⸗ 
gemeinen Vorſchriften zuſtändige Stelle, 


des § 5 Abſ. 1 Buchſt. c 


durch den Verſicherungsträger, bei dem der am 
Sitz des Unternehmens im Reich gelegene 
Betrieb verſichert iſt. 


Abſchnitt IV 


Rentenverſicherung der Arbeiter und der 
Angeſtellten 
(Jnvaliden⸗ und Angeſtelltenverſicherung) 
und knappſchaftliche Penſionsverſicherung 
. 8 7 

Verſicherungsträger für die im $ 1 Abi. 1 ge⸗ 
nannten Beſchäftigten ſind: 

a) in der Invalidenverſicherung die Landesver- 
ſicherungsanſtalt Mark Brandenburg in Ber⸗ 
lin, für die bei den Verkehrsverwaltungen 
Beſchäftigten die Reichsbahnverſicherungs- 
anſtalt in Berlin; 
in der Angeſtelltenverſicherung die Reichsver⸗ 
ſicherungsanſtalt für Angeſtellte in Berlin; 
in der knappſchaftlichen Penſionsverſicherung 
die Reichsknappſchaft in Berlin; zuſtändige 
Bezirksknappſchaft iſt die Oberſchleſiſche 
Knappſchaft. 


b), 


— — 


c 


8 8 
Die Beiträge werden nad den für die Ver- 
ſicherten im Altreichsgebiet geltenden Vorſchriften 
bemeſſen. 
89 


In den Rentenverſicherungen der Arbeiter und 
der Angeſtellten und in der knappſchaftlichen Pen⸗ 
ſionsverſicherung ſind bis auf weiteres Verſiche⸗ 
rungszeiten, die bei einem Träger der Invaliden⸗ 
der Angeſtellten- oder der knappſchaftlichen Pen⸗ 
ſionsverſicherung im Gebiet des ehemaligen pol- 
niſchen Staates zurückgelegt find, in ſinngemäßer 
Anwendung des Vertrags zwiſchen dem Deutſchen 
Reich und der Republik Polen über Sozialver⸗ 
ſicherung vom 11. Juni 1931 (Reichsgeſetzbl. 1933 11 
S. 645) und der zu ſeiner Durchführung und Er⸗ 
gänzung getroffenen Vereinbarungen zu berück— 
ſichtigen. 

8 10 


(1) Ausgabeſtellen für Quittungskarten der In- 
validenverſicherung und für Verſicherungskarten 
der Angeſtelltenverſicherung ſind alle im Reichs⸗ 
gebiet für die Ausgabe dieſer Karten zuſtändigen 
Stellen, außerdem die Diſtriktschefs in Krakau. 
Warſchau, Lublin und Radom und für ihren Ge- 
ſchäftsbereich die Generaldirektion der Oſtbahnen. 

(2) Die Beitragsmarken werden durch Vermitt⸗ 
lung der Deutſchen Poſt Oſten bezogen; ſoweit ein 
Bedürfnis beſteht, können ſie auch von jeder zur 
Ausgabe von Beitragsmarken im Reich zuſtän⸗ 
digen Stelle beſchafft werden. 


Abſchnitt V 
Verfahren 
8 11 


(1) Die Aufgaben des Verſicherungsamts für 
das Gebiet des Generalgouvernements für die be- 
ſetzten polniſchen Gebiete werden — auch für die 


8 


be, Druck, Zeitungsverlag Krakau⸗Warſchau G. m 
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Angeſtelltenverſicherung — von dem Diſtriktschef (2) Die Behörden und Gerichte im General 
in Krakau, die Aufgaben des Oberverfiherungs- gouvernement für die beſetzten polniſchen Gebiete 
amts für das Gebiet des Generalgouvernements leiſten den Trägern und Behörden der Reichs⸗ 
für die beſetzten polniſchen Gebiete — auch für die verſicherung Rechtshilfe. 

Angeſtelltenverſicherung — von dem Oberverſiche— 

rungsamt in Breslau und für die knappſchaftliche Abſchnitt VI 


Verſicherung ſowie die Anfallverſicherung knapp⸗ i 

ſchaftlicher Betriebe von dem Knappſchaftsober⸗ Schlußbeſtimmungen 
verſicherungsamt in Breslau wahrgenommen. Der 8 14 

ene ära kann eine hiervon ab» Der Reichsarbeitsminiſter kann, falls erforder: 
weichende Regelung treffen. lich, im Einvernehmen mit dem Reichsminiſter des 


(2) Der Reichsverkehrsminiſter beſtimmt im Innern, den ſonſt beteiligten Reichsminiſtern und 
Einvernehmen mit dem Reichsarbeitsminiſter das dem Generalgouverneur für die beſetzten polniſchen 
für die Beſchäftigten der Reichsverkehrsverwal- Gebiete, Rechts⸗ und Verwaltungsvorſchriften zur 
tungen zuſtändige beſondere Oberverſicherungsamt Durchführung und Ergänzung dieſer Verordnung 

erlajjen und Maßnahmen zum Ausgleich von 


8 12 Härten treffen. 
1 E 2 2 42 8 15 
Beſtehen Zweifel, ob eine Beſchäftigung nach a 9 15 | 
$ 5 der Reichsunfallverſicherung unterliegt, oder (1) Dieſe Verordnung tritt mit Ausnahme der 


welcher Verſicherungsträger (Ausführungsbehörde) Vorſchriften über die Krankenverſicherung mit 
Bus 6 ran ift, jo entſcheidet das Reichs⸗ Wirkung vom 1. Oktober 1939 in Kraft. 
verſicherungsamt. (2) Die Vorſchriften über Krankenverſicherung 
treten mit Wirkung vom 1. Mai 1940 in Kraft 
8 13 Bis dahin bleiben die im § 1 Abf. 1 genannten 
(1) Die Verſicherungsträger im Generalgouver⸗ Perſonen, die bis zu ihrer Beſchäftigung im Ge- 
nement für die beſetzten polniſchen Gebiete haben neralgouvernement für die beſetzten polniſchen 
den deutſchen Verſicherungsträgern auf Erſuchen Gebiete einer deutſchen Krankenkaſſe oder Erſatz⸗ 
Rechts- und Verwaltungshilfe jeder Art zu leiſten. kaſſe angehört haben, auch während ihrer ver- 
fie haben insbeſondere ihre Einrichtungen für ſicherungspflichtigen Beſchäftigung im General⸗ 
ärztliche Behandlung, Krankenhauspflege und die gouvernement für die beſetzten polniſchen Gebiete 
Gewährung von Arznei und Heilmitteln gegen Mitglieder der Krankenkaſſe oder Erſatzkaſſe, der 
angemeſſenes Entgelt zur Verfügung zu ſtelken. je bisher angehört haben. Wenn bereits von 
Über die Höhe des Entgelts können die deutſchen. anderen Krankenkaſſen oder Erſatzkaſſen Leiſtungen 
Verſicherungsträger mit den Verſicherungsträgern gewährt ſind oder an andere Krankenkaſſen oder 
im Generalgouvernement für die beſetzten pol- Erſatztaſſen Beiträge entrichtet ſind, behält es da⸗ 
niſchen Gebiete Vereinbarungen treffen, die der bei ſein Bewenden. Soweit die Poſtbetriebs⸗ 
Zuſtimmung des Reichsarbeitsminiſters oder der krankenkaſſe in Breslau — Abteilung für die Oſt⸗ 
von ihm beſtimmten Stelle und des Generalgou- gebiete — ihren Mitgliederkreis vor dem 1. Mai 
verneurs für die beſetzten polniſchen Gebiete be- 1940 weiter ausgedehnt hat, als es im $ 1 Abſ. 1 
dürfen. vorgeſehen iſt, verbleibt es dabei. 


Berlin, den 17. Juni 1940. 


Der Vorſitzende des Miniſterrats für die Reichs verteidigung 
Göring 
Generalfeldmarſchall 


Der Reichsminiſter und Chef der Reichskanzlei 
Dr. Lammers 
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